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Fachbehördliche Stellungnahme im Verfahren Bauleitplanung und Stadtentwicklung (TöB) 

Vorhaben:   Antrag der Windpark Lippersdorf GmbH & Co. KG auf Errichtung von 4 
Windenergieanlagen 

Antragsteller:    Windpark Lippersdorf GmbH & Co. KG, Johannisstraße 1, 09111 Chemnitz 

Standort:   Flst. 343/1, 380/1, 402/1, 500/19, 280/14 (Gem. Lippersdorf) 
 
 
Sehr geehrter Herr Heyde,  
unter Einhaltung der genannten Nebenbestimmungen ist aus immissionsschutzfachlicher Sicht der 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen gewährleistet. 

 

Sachverhalt: 

Die Windpark Lippersdorf GmbH & Co. KG hat mit einem Antrag nach § 4 BImSchG vom 07.03.2025 die 
Errichtung und den Betrieb von einer Windenergieanlage (WEA) vom Typ Nordex N133 und drei WEA vom 
Typ Nordex N163. Die Anlagen sollen auf mehreren Flurstücken der Gemarkung Lippersdorf im Erzgebirgs-
kreis errichtet werden. 

Für den beantragten Anlagentyp liegt bisher noch keine FGW-konforme Emissionsmessung vor. 

Ergebnis:  

Das Kriterium der Zumutbarkeit von Immissionen ist in der Regel anhand der Grundsätze und Begriffe des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu prüfen. Dieses Gesetz bestimmt somit die Grenze der Zu-
mutbarkeit von Umwelteinwirkungen für Nachbarn und damit das Maß der gebotenen Rücksichtnahme. 
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Daher sind Immissionen unzumutbar, die im Sinne des § 3 BImSchG als schädliche Umwelteinwirkungen 
anzusehen sind, die nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erheb-
liche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. 

Das beantragte Vorhaben ist eine genehmigungsbedürftige Anlage im Sinne des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes (BImSchG). Als solche hat sie unter anderem den Anforderungen des § 5 BImSchG zu entsprechen: 

Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewährleistung eines ho-
hen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 

- schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Be-
lästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können; 

- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem Stand der Technik entspre-
chenden Maßnahmen; 

- Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende Abfälle ohne 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden; Abfälle sind nicht zu vermeiden, 
soweit die Vermeidung technisch nicht möglich oder nicht zumutbar ist; die Vermeidung ist unzu-
lässig, soweit sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen führt als die Verwertung; die Verwertung 
und Beseitigung von Abfällen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und 
den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften; 

- Energie sparsam und effizient verwendet wird. 

Es ist Sache des Bauherrn, im Genehmigungsverfahren den Nachweis zu erbringen, dass die zur Genehmi-
gung gestellte Anlage die einschlägigen Zumutbarkeitskriterien einhält. Dabei sind an die im Genehmigungs-
verfahren vorzunehmende prognostische Einschätzung einer Einhaltung der Zumutbarkeitskriterien inso-
weit hohe Anforderungen zu stellen, als sie in jedem Fall „auf der sicheren Seite“ liegen müssen. Anderen-
falls würden die regelmäßig nicht zu vermeidenden Unsicherheiten bei der nachträglichen Kontrolle, ob der 
bei der Genehmigung vorausgesetzte Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen tatsächlich gewahrt ist, 
zu Lasten der zu schützenden Betroffenen gehen. Diese Sichtweise ist – auch nach der gegenwärtigen Recht-
sprechung – angesichts des hohen Werts der Schutzgüter, die geschützt werden sollen, auch mit Blick auf 
die, in erster Linie wirtschaftlichen, Interessen des Betreibers der zur Genehmigung stehenden Anlage ge-
rechtfertigt. 

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht sind bei der beantragten Anlage die betriebsbedingt resultierenden 
Schall- und Lichtimmissionen (Schattenwurf) relevant. Aus diesem Grund hat der Antragsteller eine Prog-
nose dieser Immissionen durchführen lassen. 

 

A. Schallimmissionen 

Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 sind nach der Legaldefinition in § 3 Abs.1 BImSchG sol-
che Immissionen, die nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.  

Zur Beurteilung der vom Betrieb der geplanten WEA ausgelösten Schallimmissionen wurde eine Prognose 
der Sabowind GmbH zur Prüfung vorgelegt. Diese Prognose erfasst die Schallleistungspegel des geplanten 
Anlagentyps, die Zuschläge für den oberen Vertrauensbereich und das anlagenbezogene Spektrum. Da-
rauf aufbauend erfolgte eine Ausbreitungsrechnung und Ermittlung der resultierenden Beurteilungspegel 
an der umliegenden schutzbedürftigen Bebauung. Die Prognose erfolgt nach den Vorgaben der TA Lärm 
und der DIN ISO 9613-2 modifiziert nach dem Interimsverfahren. Die durchgeführten Berechnungen wur-
den aus fachlicher Sicht nachvollzogen, nachgerechnet und können bestätigt werden. 
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Aufgrund des konstanten Betriebes von Windenergieanlagen ist eine Unterscheidung bezüglich der defi-
nierten Tag- und Nachtimmissionsrichtwerte nicht erforderlich, d.h. sofern der Nachweis erbracht wird, 
dass ein Anlagenbetrieb im Nachtzeitraum keine schädlichen Umwelteinwirkungen verursacht, kann da-
von ausgegangen werden, dass im Tagzeitraum die maßgeblichen Immissionsrichtwerte ebenfalls einge-
halten werden. 

In der Schallprognose wird nachgewiesen, dass Immissionsorte im Landkreis Mittelsachsen nicht im Ein-
wirkungsbereich der geplanten WEA liegen (vgl. Nr. 2.2 TA Lärm). Somit ist eine weitergehende Betrach-
tung der Schallimmissionen formell für den Landkreis Mittelsachsen nicht erforderlich. 

 

B. Lichtimmissionen 

Aufgrund der bei Windenergieanlagen beweglichen Rotoren können optische Emissionen in Form perio-
dischen Schattenwurfs mit erheblichen Belästigungswirkungen in der Nachbarschaft hervorgerufen wer-
den. Diese optischen Wirkungen (periodischer Schattenwurf, Lichtreflexe) sind ebenfalls Immissionen 
nach § 3 Abs. 2 BImSchG und können somit potentiell schädliche Umwelteinwirkungen auslösen. Für die 
Beurteilung von Lichtimmissionen gibt es keine gesetzlichen Regelungen. Für die Ermittlung und Bewer-
tung allgemein anerkannt und durch die Rechtsprechung bestätigt, können als Beurteilungsmaßstäbe zur 
Konkretisierung der Anforderungen aus § 5 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BImSchG die Hinweise zur Ermittlung und 
Beurteilung der optischen Immissionen von Windkraftanlagen (2019) der Bund/Länderarbeitsgemein-
schaft LAI verwendet werden. Die Beurteilung des zu erwartenden periodischen Schattenwurfs erfolgt 
anhand der Immissionsrichtwerte für die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer. Periodi-
scher Schattenwurf ist die wiederkehrende Verschattung des direkten Sonnenlichts durch die Rotorblätter 
der jeweiligen Windenergieanlage. Vom menschlichen Auge werden Helligkeitsunterschiede größer 2,5 % 
wahrgenommen. Beträgt die Bestrahlungsstärke der direkten Sonnenstrahlung auf der zur Einfallsrich-
tung normalen Ebene mehr als 120 W/m², so ist Sonnenschein mit Schattenwurf anzunehmen. 

Für eine gegebenenfalls erforderliche Abschaltautomatik an einer WEA wird zudem ein entsprechender 
Wert für die tatsächliche, reale Schattendauer, die meteorologische Beschattungsdauer festgelegt. 

Zur Bewertung der vorhabensbedingt resultierenden Lichtimmissionen durch Schattenwurf hat der An-
tragsteller eine Schattenwurfprognose anfertigen lassen. In dieser Prognose erfolgt als „worst-case-Be-
trachtung“ eine Ermittlung der astronomisch maximal möglichen Beschattungsdauer.  

Die Berechnungen in der Schattenwurfprognose zeigen auf, dass hinsichtlich der geplanten WEA an Im-
missionsorten im Landkreis Mittelsachsen weder die Immissionsrichtwerte von maximal 30 Stunden pro 
Jahr noch von maximal 30 Minuten pro Tag überschritten werden. Somit ist die Installation einer Abschalt-
automatik für Immissionsorte im Landkreis Mittelsachsen nicht erforderlich.  

 

Nebenbestimmungen  

Zur Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte und dem Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen ist die Festschreibung der Rahmenbedingungen der Prognosen erforderlich. Aus fachlicher Sicht 
werden sich für den Genehmigungsbescheid folgende Nebenbestimmungen vorgeschlagen 

- Festsetzung deklarierter Schallleistungspegel LW, maximaler Emissionspegel Le,max  und der Emis-
sionspegel des oberen Vertrauensbereich LO,Okt inkl. der dazugehörigen Oktavspektren 

- Festsetzung des zulässigen Betriebsmodus  
- Festsetzung eines um 3,0 dB verminderten Nachtbetriebs im Vergleich zur Prognose bis zur Vor-

lage einer FGW-konformen Vermessung 
- Abnahmemessung spätestens 1 Jahr nach Inbetriebnahme der Anlagen 
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Begründung 

Entsprechend der Anforderungen des BImSchG hat der Betreiber einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
dafür Sorge zu tragen, dass durch die Errichtung und den Betrieb u.a. keine schädlichen Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden.  

Mit den vorgelegten Antragsunterlagen kann der fachlich nachvollziehbare Nachweis erbracht werden, 
dass unter Berücksichtigung der o.g. Nebenbestimmungen der beantragte Anlagenbetrieb nicht zu schäd-
lichen Umwelteinwirkungen führen wird. Die Anforderungen des § 5 BImSchG werden gewahrt.  

Dem normkonkretisierenden technischen Regelwerk der TA Lärm kommt, soweit sie den unbestimmten 
Rechtsbegriff der schädlichen Umwelteinwirkungen im Hinblick auf Lärm konkretisieren, im Rahmen ihres 
Anwendungsbereiches eine zu beachtende Bindungswirkung zu (vgl. BVerwG vom 11.12.2013 – 7 C 
19.02). 

Da sich die in der TA Lärm genannten Immissionsrichtwerte auf die Gesamtbelastung beziehen, steht für 
die Zusatzbelastung der zu beurteilenden Windenergieanlagen lediglich ein Immissionsrichtwertanteil 
(Immissionsbeitrag) zur Verfügung. Für die Begrenzung der Lärmimmissionen kann daher nur die ermit-
telte Zusatzbelastung als maximaler Immissionsbeitrag der verfahrensgegenständlichen Anlage in der Ge-
nehmigung festgesetzt werden. Damit wird den immissionsschutzrechtlichen Schutzpflichten genügt, so-
fern in der Immissionsprognose die Vorbelastung zutreffend ermittelt und berücksichtigt wird (vgl. VGH 
Baden-Württemberg 10 S 1773/15 vom 20.10.2015). 

Der Schutzanspruch entsprechend der Immissionsrichtwerte der TA Lärm ergibt sich nach der durch die Ge-
bietsart und die tatsächlichen Verhältnisse bestimmten Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit.  

Die Gesamtbelastung an Geräuschimmissionen aller Anlagen, die in den Anwendungsbereich der TA Lärm 
fallen, dürfen folgende Immissionsrichtwerte nicht überschreiten:  

 

IO Bezeichnung Immissionsrichtwert  

tags (6.00 – 22.00 Uhr)   
nachts (22.00 – 6.00 Uhr) 

7 Eppendorf, Reifländer Straße 4 tags   60 dB(A) 
nachts   45 dB(A) 8 Großwaltersdorf, Neuer Weg 22a 

 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Immissionsrichtwert am Tage um nicht mehr als 30 dB(A) 
und zur Nachtzeit um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 

Aufgrund einer bestehenden Geräuschvorbelastung, und der vorgelegten Prognose der Schallimmissio-
nen können die vier geplanten Windenergieanlagen nicht die maßgeblichen Immissionsrichtwerte voll-
ständig ausschöpfen. Dementsprechend wurden gemäß dem schalltechnischen Gutachten folgende Be-
urteilungspegel prognostiziert:  
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IO Bezeichnung Beurteilungspegel in dB(A) 

tags  
6.00 – 22.00 Uhr 

nachts  
22.00 – 6.00 Uhr 

7 Eppendorf, Reifländer Straße 4 34 dB(A) 34 dB(A) 

8 Großwaltersdorf, Neuer Weg 22a 32 dB(A) 32 dB(A) 

 

Die Berechnung der Beurteilungspegel erfolgte nach dem sog. Interimsverfahren. Um bei der Prognose 
die Sicherstellung der Nicht-Überschreitung der Immissionsrichtwerte der TA Lärm sicherzustellen, wer-
den die Unsicherheiten der Typvermessung, der Serienstreuung sowie des Prognosemodells berücksich-
tigt. Die Sicherstellung der Nicht-Überschreitung ist dann anzunehmen, wenn der aus der Gesamtheit der 
Unsicherheiten berechnete obere Vertrauensbereich des prognostizierten Beurteilungspegels den maß-
geblichen immissionsrichtwert unterschreitet.  

Gemäß der LAI-Hinweise ist als maximal zulässiger Emissionswert der in der Prognose verwendete Schall-
leistungspegel unter Berücksichtigung der Unsicherheiten für Typvermessung und Serienstreuung zu ver-
wenden. Mit diesem maximal zulässigen Schallleistungspegel Le,max wird die obere Vertrauensbereichs-
grenze mit einem einseitigen Vertrauensniveau von 90 % festgeschrieben. 

Für die beantragten WEA-Typen liegen bisher keine FGW-konforme Vermessung vor. Die vorliegende Prog-
nose basiert auf Herstellerangaben der Firma Nordex Energy SE & Co. KG. Aufgrund der Festlegungen des 
Sächsischen Ministeriums für Umwelt und Landwirtschaft kann der Nachtbetrieb bis zur Vorlage eines 
Typvermessungsberichts aufgenommen werden, wenn die betreffende WEA zur Nachtzeit übergangsweise 
in einem schallreduzierten Betriebsmodus betrieben wird. Dieser Betriebsmodus muss einen deklarierten 
mittleren Schallleistungspegel aufweisen, der mindestens 3,0 dB(A) unterhalb des mittleren Schallleistungs-
pegels liegt, welcher der Schallprognose für diese WEA zugrunde liegt [Protokollnotiz TOB 10.4 zur Dienst-
beratung vom 15.04.2025]. Aus diesem Grund sind aufschiebend formulierte Auflagen aufzunehmen, die 
die Aufnahme eines Nachtbetriebs regeln. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Knorr 

Sachbearbeiterin Immissionsschutz 

 

Hinweis: 

Dieses Schreiben enthält keine Unterschrift, er enthält für seine Wirksamkeit die Namenswidergabe gemäß § 37 Abs. 
3 VwVfG i. V. m. Ziffer 4.4 Arbeitsanweisung eAkte 
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